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Liebe Leserinnen und Leser,  
 

in dieser Woche kam der Landtag von Nordrhein-Westfalen zu 
drei Sitzungstagen zusammen. Der Mittwoch begann mit zwei 
formalen Wahlakten:  Barbara Dauner-Lieb wurde zur Präsiden-
ten des NRW-Verfassungsgerichtshofs gewählt und  Bettina 
Gayk als Nachfolgerin von Helga Block zur Landesbeauftragten 
für Datenschutz– und Informationsfreiheit. Es folgte eine ange-
regte Aussprache zu Perspektiven nach der Pandemie, speziell 
in Bezug auf Zukunftschancen von Kindern und Jugendlichen. 
Antisemitismus und der Schutz jüdischen Lebens in NRW waren 
die Schlagworte der Aktuellen Stunde in der 129. Sitzung, zu der 
der Landtag am Donnerstag, 20. Mai, zusammenkam. Zu dem 
nicht unwesentlichen Thema „Bauen mit Holz: Nachhaltig in die 
Zukunft - Holzverfügbarkeit sicherstellen“ wurde im weiteren 
Verlauf des Sitzungstages ein Antrag von CDU und FDP de-
battiert. Die Plenarwoche endete am Freitag u.a. mit Anträgen 
der NRW-Koalition mit den Titeln „Mit Working Space-
Angeboten Landesbehördenarbeitsplätze im ländlichen Raum 
dezentralisieren“ und „Ökosystemdienstleistungen der Weide-
tierhaltung anerkennen und honorieren“. 
In Nordrhein-Westfalen werden alle Schülerinnen und Schüler 
zum 31. Mai in den Präsenzunterricht zurückkehren, sofern die 
Inzidenz in Stadt bzw. Kreis stabil unter dem Wert von 100 liegt. 
Die 7-Tage-Inzidenz für NRW ist am heutigen Freitag laut Ro-
bert-Koch-Institut auf 75,1 Neuinfektionen weiter gesunken. 
Die Corona-Pandemie ist besonders auch für die Jüngeren eine 
langfristige Gefahr, auch in psychosozialer Hinsicht. Eine Rück-
kehr in die Klassenzimmer ist für alle Schülerinnen und Schüler 
sehr wichtig. Den Präsenzunterricht kann kein Onlineunterricht 
1:1 ersetzen. Unser Ministerpräsident Armin Laschet verwies 
auch beim Thema Impfen darauf, dass noch vor den Sommerfe-
rien Impfangebote für Schülerinnen und Schüler erreicht wer-
den sollen. Länder, die zuerst in die Ferien gehen, sollten auch 
zuerst mit Impfstoff für junge Menschen beliefert werden.  
Angesichts der auch weiter sinkenden Infektionszahlen sind 
weitere Öffnungsschritte nicht wie bisher geplant ab  
4. Juni möglich, sondern bereits eine Woche früher zum 28. Mai 
2021. Am kommenden Dienstag wird das Landeskabinett 
über die Corona-Lage beraten. Alle weiteren Öffnungsschritte 
sollten wir vorsichtig angehen und bekannte Regeln einhalten. 
Obwohl die Inzidenzzahlen weiter sinken und die Zahl der Ge-
impften zunimmt, ist die Pandemie noch nicht besiegt. Wir sind 
derzeit auf einem guten Weg zurück zur „Normalität“ und in 
den kommenden Wochen werden viele Menschen in NRW ihre 
Erst- oder bereits ihre Zweitimpfung erhalten. Ziel bleibt es, 
dass alle Menschen in NRW, die ein Impfung wünschen, auch 
diese bis zum Ende des Sommers durch ein Impfangebot be-
kommen haben.   
Ich wünsche Ihnen und Ihren Familie ein frohes Pfingstfest so-
wie ein schönes Wochenende. Bleiben Sie gesund und zuver-
sichtlich!  
 

Ihr Daniel Hagemeier MdL  

Rehbaum Kandidat für den Bundestag 

Die CDU im Kreis Warendorf hat am Samstag ei-

nen Nachfolger für den scheidenden Bundestags-

abgeordneten Reinhold Sendker MdB gewählt. 

Henning Rehbaum, Landtagsabgeordneter aus Al-

bersloh, wurde von den Vertreterinnen und Ver-

tretern der CDU Ortsunionen ins Rennen um das 

Mandat bei der Bundestagswahl im Herbst ge-

schickt. Die gesamte CDU wird mit ihm einen en-

gagierten Wahlkampf um die wichtigen Zukunfts-

themen der heimischen Region führen. Auch die 

unterlegenen Mitbewerber Katrin Schulze Zur-

mussen aus Everswinkel und Markus Höner aus 

Beckum werden sich aktiv in den Wettkampf um 

die Stimmen der Wählerinnen und Wähler ein-

bringen. Zu den ersten Gratulanten nach der No-

minierung im Ahlener Sportpark Nord gehörte 

sein Landtagskollege Daniel Hagemeier. 
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Rückkehr zum Präsenzunterricht 

In Nordrhein-Westfalen sollen alle Schüler ab dem 31. Mai 
wieder Präsenzunterricht erhalten. Das kündigten Minister-
präsident Armin Laschet und Schulministerin Yvonne Ge-
bauer am Mittwoch im Landtag an. Dies gilt für alle Schul-
formen und bei einer stabilen Sieben-Tage-Inzidenz in Stadt 
oder Kreis von unter 100 Neuinfektionen pro 100 000 Ein-
wohner.  

Innenstädte müssen Erlebnisorte werden 

Die Corona-Krise hat den Einzelhandel in NRW und damit 
auch die Stadtzentren schwer getroffen. Der Handelsver-
band warnt vor einer Pleitewelle und einer Verödung der 
deutschen Innenstädte. Die NRW-Koalition von CDU und 
FDP will jetzt die Weichen stellen, um neues Leben in die 
Cities zu bringen. Gemeinsam brachten die Fraktionen  ei-
nen Antrag im Plenum ein mit dem Ziel, die Innenstadt zum 
Erlebnis- und Innovationsraum zu machen und den Einzel-
handel im Strukturwandel zu stärken. 

Schnittholz wird knapp – Politik steuert gegen 
 

Die NRW-Koalition von CDU und FDP und die Landesregie-
rung setzen sich intensiv dafür ein, Holz als nachhaltigen 
Baustoff zu fördern. Bereits 2018 hat das Land eine Exper-
tenkommission „Bauen mit Holz“ eingerichtet. Es gibt spezi-
elle Förderprogramme für den Holzbau, sein Einsatz wurde 
auch in der Landesbauordnung gestärkt. Das Problem der-
zeit: Auf dem Weltmarkt gibt es inzwischen einen extremen 
Mangel an Schnittholz. Gemeinsam mit der FDP haben wir 
deshalb an diesem Donnerstag eine Initiative im Plenum 
eingebracht mit dem Ziel, die Holzverfügbarkeit für den 
nordrhein-westfälischen Markt zu sichern  

Landtag setzt Zeichen gegen Antisemitismus 

Vertreterinnen und Vertreter der jüdischen Landesver-

bände sowie die Antisemitismusbeauftragte des Landes, 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, waren anlässlich 

der Parlamentsdebatte zur Aktuellen Stunde zum Thema 

Antisemitismus in Nordrhein-Westfalen zu Gast im Land-

tag. 

Zu Beginn der Aktuellen Stunde verurteilte Parlaments-

präsident André Kuper die Übergriffe auf Einrichtungen 

jüdischen Lebens und sagte: „Demonstrationen sind Teil 

der Demokratie, Meinungen dürfen frei und offen formu-

liert werden. Aber: Das war nicht der Protest gegen die 

Politik eines Landes, das war antisemitisch. Vor dem Hin-

tergrund unserer deutschen Geschichte und unserer Ver-

bundenheit mit Israel ist es für Demokratinnen und De-

mokraten unerträglich, wenn bei uns eine israelische 

Flagge brennt. Antisemitische Rufe, judenfeindliche Hetze 

und holocaustverherrlichende Parolen werden wir in 

Nordrhein-Westfalen nicht hinnehmen. Wir erwarten von 

jedem Bürger und jeder Bürgerin, von jedem Menschen, 

der sich bei uns aufhält, dass die Grundlinien und tragen-

den Pfeiler unserer rechtsstaatlichen Politik vor dem Hin-

tergrund unserer besonderen Geschichte geachtet wer-

den. Wer sich gegen das jüdische Leben in Deutschland 

wendet, wendet sich gegen unser demokratisches Mitei-

nander. Das Existenzrecht Israels ist nicht verhandelbar. 

Es ist Teil unseres Geschichtsbewusstseins und unseres 

Staatsverständnisses.“ 

Landgestüt Warendorf: Wechsel in der Gestütsleitung 
Das nordrhein-westfälische Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
(MULNV) teilt mit, dass die Leiterin des Nordrhein-Westfälischen Landgestüts, Kristina Ankerhold, aus ei-
gener persönlicher Entscheidung um Versetzung gebeten hat. Umwelt- und Landwirtschaftsministerin Ur-
sula Heinen-Esser plant, dieser Bitte nachzukommen. In der Interimsphase wird Staatssekretär Dr. Hein-
rich Bottermann, zusätzlich zu seinen sonstigen Aufgaben, kommissarisch das Landgestüt in Warendorf 
leiten. In der vergangenen Woche sind Vorwürfe gegen Ankerhold aufgetaucht, im Training umstrittene 
Methoden wie die sogenannte Rollkur (das Aufrollen des Pferdes) und Reiten mit Schlaufzügeln einge-
setzt zu haben. Das Umweltministerium prüft derzeit Video- und Bildmaterial von Trainingseinheiten. Die 
neuen Leitlinien des Bundeslandwirtschaftsministeriums zum Tierschutz im Pferdesport empfehlen ein-
deutig, auf Methoden wie die Rollkur zu verzichten. Dieses Aufrollen des Pferdes kann zu einer Hyperflexi-
on des Genicks und so für das Tier zu Schmerzen führen. MdL Daniel Hagemeier wird sich noch im Monat 
Mai mit Ministerin Ursula Heinen-Esser ein Bild vor Ort machen. 
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Aus dem Wahlkreis 

Landwirtschaft im Blick 
Spannende Gespräche sowie ein intensi-

ver Austausch mit Landwirten aus seiner 

Heimatstadt Oelde führten Daniel Hage-

meier und seine Landtagskollegin Bianca 

Winkelmann, die Sprecherin der CDU-

Landtagsfraktion für Umwelt, Landwirt-

schaft, Natur– und Verbraucherschutz ist. 

Beim Treffen ging es um die Auswirkun-

gen der Nutztierhaltungsverordnung 

aber auch um die Frage von Genehmi-

gungsverfahren und die Auswirkungen 

des Klimaschutzgesetzes auf die Land-

wirtschaft. Hagemeier ist die Wertschät-

zung unserer heimischen Landwirtschaft 

ein besonderes und persönliches Anlie-

gen. Dazu gehört auch ein regelmäßiger 

Austausch und Dialog.  

Wir machen unsere Bahnhöfe sicherer  
 

„NRW soll wieder Bahnland werden. Dazu 
gehören attraktive und sichere Bahnhöfe 
für Reisende und Pendler. Wir möchten, 
dass die Menschen das gute Schienennetz 
in unserem Land nutzen. Dazu müssen 
unsere Bahnhöfe Aushängeschilder für 
den Bahnverkehr sein: sauber, modern 
und sicher“, sagt der Landtagsabgeordne-
te Daniel Hagemeier. “Ich freue mich, 
dass wir auch an unserem Bahnhof in Wa-
rendorf für rund 85.000 Euro Videokame-
ras anbringen können, damit alle Reisen-
den zu jeder Zeit ein sicheres Gefühl und 
einen guten Aufenthalt haben.“ 
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Ortstermin beim Raestruper Gemeindehausverein 
Informationen aus erster Hand über den 
Stand der Planungen erhielt MdL Hagemeier 
durch den Vorstand des Raestruper Gemein-
dehausvereins bei einem Besuch vor Ort. 
Nach einer Einführung in die Historie der 
Raestruper Kapelle durch Wolfgang Graf von 
Ballestrem konnte Architekt Klaus-Martin De-
cker die gute Nachricht überbringen, dass mit 
der Genehmigung des Gemeindehauses in 
den kommenden Wochen zu rechnen sei. 
Das ist ein echter Meilenstein, weil von dieser 
Genehmigung die Beantragung von Zuschuss-
mitteln abhängt. 
Vereinsvorsitzender Manfred Inkmann mach-
te deutlich, dass die Finanzierung des Ge-
meindehauses eine große Herausforderung ist. Die steigenden Baukosten machen große Sorge. Wesentli-
cher Finanzierungsbaustein neben einem hohen Maß an Eigenleistung der Raestruper Dorfgemeinschaft 
ist das Förderprogramm „Dorferneuerung 2021“ des Bau- und Heimatministeriums NRW. 

Besuch beim Fleischverarbeiter Vossko in Ostbevern 
Die CDU-Landtagsabgeordneten Daniel Hagemeier und Henning Rehbaum zeigten sich beeindruckt von 

dem wachsenden Familienunternehmen. Vossko ist der größte Arbeitgeber in Ostbevern und investiert 

weiter in den Standort. 

Aktuell wird eine neue Halle am 

Firmenstandort neu gebaut sowie 

eine Erweiterung der Produktions

– und Verpackungskapazitäten 

vorgenommen. 

Die Pandemie sorgt in der gesam-

ten Branche für enormen Mehr-

aufwand. Seit Juni 2020 wurden 

alleine rund 38.000 Testungen 

durchgeführt. Die Mehrkosten für 

sämtliche Maßnahmen beziffert 

Vossko auf rund eine halbe Milli-

on Euro. 

https://www.daniel-hagemeier.de/lokal_1_1_720_Ortstermin-beim-Raestruper-Gemeindehausverein.html
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Schrittweise Lockerungen ab 15.05.2021 
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Aus der Fraktion 

Initiative für eine Weidetier-Prämie: Anreiz schaffen, damit Tiere auf der grünen Weide leben 

Die NRW-Koalition von CDU und FDP möchte die Weidetierhaltung als tiergerechte und ökologisch sinnvolle Hal-

tungsform fördern. Dazu haben wir am heutigen Freitag einen Antrag im Plenum eingebracht: 

„Ökosystemdienstleistungen der Weidetierhaltung anerkennen und honorieren“.  

Wir alle wünschen uns, dass Tiere auf einer grünen Weide leben. Das gilt insbesondere für die Ziegen, Schafe oder 

Mutterkühe, die für unsere Ernährung wichtig sind. Die Weidetierhaltung ist aber nicht nur für das Tierwohl ein Ge-

winn, sondern auch für die Biotop- und Landschaftspflege – besonders in schwer zu bewirtschaftenden Gebieten wie 

Steillagen – sowie für die Biodiversität. Es haben also erst einmal alle etwas davon: die Natur, die Tiere und das Ge-

wissen der Konsumentinnen und Konsumenten. 

Das Problem für unsere Bauern aber ist: Der Erlös für Fleisch bleibt niedrig, ihre Kosten aber steigen und steigen – 

für Flächenpachten und zuletzt durch die Dürresommer für Futter. Wenn wir wollen, dass die Weidehaltung als tier-

freundliche und ökologisch wertvolle Haltungsform zu- statt abnimmt, müssen wir dafür sorgen, dass sie sich für 

Tierhalterinnen und Tierhalter trägt. Die Instrumentarien, die wir bisher in der Hand haben, reichen nicht aus. Des-

halb wollen wir die Förderbedingungen in Nordrhein-Westfalen auf den Prüfstand stellen. Vor allem aber schlagen 

wir eine Weidetierprämie für ganz Deutschland vor, die wir dann auch in NRW umsetzen wollen. Diese Prämie soll 

Anerkennung und finanzieller Anreiz für eine wichtige gesellschaftliche Leistung sein – ein Ziel, für das wir uns im 

Bundesrat stark machen. 

Wir müssen Kinder stark machen für Gefahren, die online lauern 
„Cybergrooming“ nennt man es, wenn pädokriminelle Täter in Internet-Chats Kontakt zu Kindern und Jugendlichen 

suchen, um einen Missbrauch anzubahnen. Und es ist leider kein Rand-, sondern eher ein Massenphänomen. Hinzu 

kommen wachsende Probleme mit Beleidigungen und Anfeindungen, aber auch dem Verbreiten anzüglicher Inhalte 

unter Gleichaltrigen. Deshalb hat die NRW-Koalition von CDU und FDP sich das Ziel gesetzt, noch mehr als bisher für 

die Medienkompetenz der jungen Userinnen und User zu tun. Am heutigen Donnerstag bringen die Fraktionen ih-

ren Antrag „Kinder und Jugendliche gegen die Gefahren im Internet sensibilisieren und stark machen“ im Plenum 

des Landtages ein. Dieser soll zur weiteren Beratung in die Fachausschüsse überwiesen werden. 

Mit unserem Antrag rücken wir den Kinder- und Jugendmedienschutz und die Prävention in Elternhaus und Schule 

weiter in den Fokus. Vertrauen zu Eltern und Lehrern und der mündige und verantwortungsvolle Umgang vor allem 

mit digitalen Plattformen und sozialen Medien sind wichtige Voraussetzungen dafür, unsere Kinder vor Gefahren im 

Netz zu schützen. Die Fähigkeit, digitale Medien zu nutzen, ist eine wichtige Schlüsselqualifikation, vergleichbar mit 

Lesen, Schreiben und Rechnen. Weil oft zuerst in der Schule auffällt, wenn sich ein Kind durch digitale Angriffe ver-

ändert, wollen wir Lehrerinnen und Lehrer bestmöglich dabei unterstützen, wie sie dann helfen können. Dafür sind, 

vor allem auch vorbeugend, gezielte Unterrichtseinheiten in der Schule zum Thema ,Gefahren im Internet‘ wichtig. 

Mit unserem Antrag wollen wir die Landesregierung darin bestärken, die bestehenden Kompetenz-Angebote für 

Eltern, Lehrkräfte und Akteure der Kinder- und Jugendhilfe gezielt weiterzuentwickeln und noch besser zu vernet-

zen, am besten direkt mit dem #Digitalcheck.NRW. Mit diesem Lotsen für individuelle Medienkompetenz-Förderung 

ist Nordrhein-Westfalen Vorreiter in ganz Deutschland. Auf dieser Plattform kann sich jeder selbst testen und be-

kommt passgenaue Angebote, zum Beispiel analoge Kurse in der Nähe oder digitale Webinare. 
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NRW geht voran—auch beim Klimaschutz 

Als erstes Bundesland legt NRW die Braunkohleka-

pazität Schritt für Schritt still. Das bedeutet, dass 

von den 15 heute noch aktiven 2030 nur noch 3 mo-

derne Braunkohlekraftblöcke arbeiten werden. 

Außerdem ist NRW Vorreiter beim Ausbau von 

Windkraft und Photovoltaik: Wir haben das ambitio-

nierte Ziel bis 2030 die Leistung in diesem Bereich zu 

verdoppeln. 

Energiewende und Klimaschutz made in NRW er-

folgt mit Maß und Mitte—wir denken mit Wirtschaft 

und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zusam-

men. Wir wollen, dass NRW Industrieland Nummer  

1 bleibt und dass mit der Energiewende Arbeitsplät-

ze in der Industrie gesichert werden und diese trans-

formieren bis zur Klimaneutralität. 



Aus der Landesregierung 
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Schluss mit Kükentöten: Neue Ära tierschutzfreundlicher Eiererzeugung eingeläutet 
Die nordrhein-westfälische Landwirtschaftsministerin Ursula Heinen-Esser hat den vom Bundestag be-
schlossenen Ausstieg aus der Kükentötung begrüßt: „Das Ende des massenhaften Tötens männlicher Kü-
ken war überfällig. Der Ausstieg im Jahr 2022 ist ein Meilenstein für den Tierschutz. Damit wird eine neue 
Ära tierschutzfreundlicher Eiererzeugung eingeläutet. Jetzt muss die die Wirtschaft schnellstmöglich auf 
inzwischen marktreife tierschützende Praktiken bei der Legehennen-Erzeugung umsteigen. Und den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern muss der Tierschutz ein paar Cent mehr wert sein", so die Ministerin. 
Vorausgegangen waren Initiativen Nordrhein-Westfalens in den zurückliegenden Jahren, um das Ende der 
tierschutzwidrigen Praxis des Kükentötens zu forcieren. Ministerin Heinen-Esser ruft Verbraucherinnen 
und Verbraucher dazu auf, schon heute zu Alternativen zu greifen, bei denen keine männlichen Küken 
getötet werden mussten. So werden Eier angeboten, bei denen die männlichen Brüderhähne der Lege-
hennen mit aufgezogen und als Hähnchen vermarktet werden. 
Darüber hinaus unterstützt das Land die Forschung und Aufzucht sogenannter Zweinutzungshuhn-
Rassen. Hier legen die Hennen zwar weniger Eier, die männlichen Tiere setzen dafür jedoch auch Fleisch 
an und somit ebenfalls als Hähnchen nutzbar. Erfolgreiche Brutversuche wurden unter anderem von der 
Lehr- und Forschungsstation Frankenforst der Universität Bonn durchgeführt. In einem Praxistext soll nun 
ermittelt werden, wie viele Eier die Hennen legen und wie gut die männliche Küken mästbar sind. 

Öffnungsperspektiven auch für Kirmes, Volksfeste und Marktveranstaltungen  
Sinkende Infektions- und steigende Impfzahlen schaffen in vielen Bereichen Öffnungsperspektiven. Setzt 
sich diese positive Entwicklung stabil fort, sind auch weitere Lockerungen für den späten Sommer oder 
Herbst möglich. Über mittel- bis langfristige Öffnungsperspektiven für Betreiber von Volksfesten, Kirmes- 
und Marktveranstaltungen tauschten sich Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart und Gesund-
heitsminister Karl-Josef Laumann mit Albert Ritter, Präsident des Deutschen Schaustellerbundes und Vor-
sitzender der Arbeitsgemeinschaft der Schaustellerverbände in Nordrhein-Westfalen, aus.  
Minister Pinkwart: „Auch für traditionelle, regionale Veranstaltungen mit begrenztem Teilnehmerkreis 
und familienorientiertem Charakter unter freiem Himmel muss es mit einem entsprechenden Hygiene-
konzept Öffnungsperspektiven geben. Diese Veranstaltungen, die ein wichtiges Kulturgut dieses Landes 
sind, sind anders zu bewerten als Großveranstaltungen mit internationalem Publikum, die oftmals weitge-
hend in geschlossenen Großzelten stattfinden. Bei einem weiteren Rückgang des Infektionsgeschehens 
bestehen für traditionelle Volksfeste unter freiem Himmel gute Aussichten für den Spätsommer. Voraus-
gesetzt, es liegt ein Hygienekonzept vor. Veranstalter sollten ihre Planungen nicht zu früh abbrechen.“ 
Minister Laumann: „Ich wünsche mir sehr, dass unsere beliebten traditionellen Feste in den Regionen so 
schnell wie möglich wieder stattfinden können. Wir werden alles daransetzen, insbesondere durch einen 
weiterhin guten Fortschritt beim Impfen der Bürgerinnen und Bürger, dass diese Veranstaltungen so bald 
wie möglich wieder besucht werden können. Und hier sind wir bereits auf einem sehr guten Weg. Ich ver-
stehe, dass Veranstalter eine Planungsperspektive benötigen. Hier sind in der Vergangenheit gute Hygie-
nekonzepte entwickelt worden. Bei einem nachhaltig stabilen und niedrigen Infektionsgeschehen und 
einem erheblichen Impfortschritt können solche umfassenden Konzepte berücksichtigt werden. Die tem-
porären Freizeitparks aus dem vergangen Jahr stellen dabei ein gutes Beispiel dar, wie bei begrenzter Be-
sucherzahl und entsprechendem Hygienekonzept das Infektionsrisiko minimiert werden kann.“  
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Aufbau der neuen Landesgesellschaft NRW.Energy4Climate schreitet schnell voran 
Nordrhein-Westfalen macht Tempo beim Kohleausstieg und treibt den Klimaschutz und den Ausbau Er-
neuerbarer Energien voran. Dazu hat das Innovations- und Energieministerium die Investitionen in Klima-
schutz und Energiewende seit 2017 versiebenfacht und Initiativen u.a. für den Hochlauf der Wasser-
stofftechnologien und der Elektromobilität vorangetrieben. Bis 2030 werden hohe zweistellige Milliar-
denbeträge erforderlich sein, um den klimafreundlichen Umbau der Sektoren Energie, Mobilität, Indust-
rie und Wohnen zu stemmen und so die ambitionierten neuen Klima-Ziele zu erreichen. Ein Großteil da-
von wird von privaten Investoren kommen müssen. Mit der neuen NRW.Energy4Climate hat das Land 
nun eine starke, flexible und nachhaltig agierende Gesellschaft gegründet, die auf allen Ebenen zusätzli-
che Mittel mobilisieren und Klimaschutzmaßnahmen schneller möglich machen wird.  
Innovations- und Energieminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: „Damit wir die neuen Klimaziele erreichen 
können, müssen wir jetzt durchstarten und konkret handeln. Wir haben dafür bereits in den vergangenen 
Jahren starke Anreize gesetzt – etwa mit einer erheblichen Steigerung der eigenen Fördermittel für kli-
maschonende Technologien. Jetzt gilt es, noch größer zu denken und zusätzliche Mittel für Energiewende 
und Klimaschutz ins Land zu holen, denn der klimafreundliche Umbau im führenden Energie- und Indust-
rieland Nordrhein-Westfalen wird hohe zweistellige Milliardenbeträge benötigen. Das ist eine Mammut-
aufgabe, für die wir professionelle und hinreichend flexible Strukturen benötigen. Mit der Landesgesell-
schaft NRW.Energy4Climate stellen wir die Weichen dafür neu.“ 
Nordrhein-Westfalen hat sich ehrgeizige Investitionsziele gesetzt: Allein durch EFRE-Mittel werden rund 
eine Milliarde Euro für die Umsetzung von Energie- und Klimaschutzprojekten eingesetzt. Hinzu kommen 
Strukturwandelmaßnahmen, um das Rheinische Revier zu einer Modellregion für die klimaneutrale In-
dustrie im Rahmen des europäischen Green Deal zu entwickeln. Hierfür sind allein mehr als fünf Milliar-
den Euro vorgesehen, von denen ein Großteil bis 2030 in die Region fließen wird. Weitere 700 Millionen 
Euro von Bund und Land fließen in die Forschungsfertigung Batteriezelle in Münster, die ihre Arbeit auf-
genommen hat und mit nationalen und internationalen Partnern an innovativen Lösungen arbeitet. Für 
einen breiten Rollout von Klimaschutztechnologien stehen rein mit Landesmitteln finanzierten Program-
me wie progres.NRW bereit. Darüber hinaus will das Land Mittel aus weiteren Programmen des Bundes 
und der EU nach Nordrhein-Westfalen holen und dafür die notwendige Co-Finanzierung bereitstellen. 
Die neue NRW.Energy4Climate wird gezielt Projekte initiieren und begleiten sowie bei der Einwerbung 
von Fördermitteln und Investitionen unterstützen. Durch ihre Nähe zur Landesregierung kann sie Anlie-
gen für künftige Förderprogramme beim Bund und bei der EU platzieren und im Sinne Nordrhein-
Westfalens mitgestalten. Wichtige Zielgruppen wie die Kommunen werden mit ihr eine neue Ansprech-
partnerin erhalten. Zeitnah wird die NRW.Energy4Climate in den Regionen vertreten sein und die Kom-
munen und Akteure dabei unterstützen, Förderangebote zu nutzen und Projektideen voranzutreiben.  
Mit der NRW.Energy4Climate stellt die Landesregierung die Unterstützung bei der Umsetzung von Maß-
nahmen für Klimaschutz und Energiewende für die Zukunft sicher. Statt immer wiederkehrender Aus-
schreibungen an externe Dienstleister, die in sehr engen vergaberechtlichen Grenzen agieren müssen, 
kann sie flexibel und dauerhaft tätig werden – ohne vertraglich langfristig vorgegebene Grenzen.  
Minister Pinkwart: „Das Konstrukt, bei Klimaschutz und Energiewende ausschließlich auf zeitlich und in-
haltlich begrenzte Dienstleistungsverträge zu setzen, wird der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Be-
deutung des Klimaschutzes nicht gerecht. Wir brauchen für die wichtige Umsetzungsphase starke Kräfte 
auf festem Grund. “ 



 

  Daniel Hagemeier 
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Größte und schnellste Hilfsaktion für die Wirtschaft in der Landesgeschichte 
Hunderttausende von der Corona-Pandemie betroffene nordrhein-westfälische Unternehmen, Freibe-
rufler und Solo-Selbstständige mit zweistelligen Milliardenbeträgen unterstützt. 
Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: „In einem beispiellosen Kraftakt haben Bund und Land 
die nordrhein-westfälische Wirtschaft in der Corona-Krise mit Zuschüssen in Höhe von 9,4 Milliarden Eu-
ro unterstützt. Hinzu kommen Bürgschaften sowie Fremd- und Eigenkapitalhilfen in Höhe von mehr als 
13 Milliarden Euro. Diese Hilfen tragen dazu bei, dass viele Unternehmen, Freiberufler und Soloselbst-
ständige ihr Überleben sichern konnten und können. Mit Blick auf die zum Teil noch andauernde Pande-
mie bedingten Einschränkungen für Betriebe wird die Frist für mögliche Rückzahlungen bei der Soforthil-
fe um ein Jahr auf Ende Oktober 2022 verlängert.“ 
„Neben den unterschiedlichen Zuschüssen und Finanzhilfen haben wir die betroffenen Unternehmen mit 
gezielten steuerlichen Maßnahmen in einem Umfang von fast 22 Milliarden Euro zeitweise entlasten 
können“, zieht Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen, eine Zwischenbilanz der steuerlichen Maßnah-
men zur Krisenbekämpfung. „Mit diesen unmittelbar wirksam werdenden Maßnahmen wie Steuerstun-
dungen und der vereinfachten Herabsetzung von Steuervorauszahlungen stärken wir die Liquidität von 
Unternehmen, um Arbeitsplätze zu sichern und den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen zu stär-
ken.“ Diese Maßnahmen können in den kommenden Monaten weiterhin genutzt werden. 
Zu den 9,4 Milliarden Euro aus Zuschüssen aus dem NRW-Rettungsschirm und Bundesmitteln addieren 
sich Bürgschaften mit einem Kreditvolumen von über einer Milliarde Euro sowie Fremd- und Eigenkapi-
talhilfen der NRW.BANK von rund 400 Millionen Euro sowie 12 Milliarden Euro durch die bundeseigene 
KfW in Nordrhein-Westfalen. 
Damit auch weiterhin möglichst viele Existenzen gesichert werden können, hat die Landesregierung nun 
eine verbesserte Umsetzung des Rückmelde- und Rückzahlungsverfahrens bei der NRW-Soforthilfe be-
schlossen, um den Soforthilfe-Empfängerinnen und -Empfängern bestmöglich entgegen zu kommen. Zu-
gleich startet die Härtefallhilfe. 
 

Bilanz der Corona-Hilfen 
 

NRW-Soforthilfe: Allein im Rahmen dieses Programms wurden auf von Ende März bis Ende Mai 2020 ge-
stellte Anträge rund 4,5 Milliarden Euro an etwa 430.000 Antragstellerinnen und Antragsteller ausge-
zahlt. Das Land Nordrhein-Westfalen hat das Bundesprogramm dabei mit den Bezirksregierungen umge-
setzt und insgesamt 1,5 Milliarden Euro aus dem NRW-Rettungsschirm zusätzlich zur Verfügung gestellt. 
Bereits in der ersten Aprilwoche konnten drei Milliarden Euro an Kleinbetriebe, Freiberufler und Solo-
selbständige in Nordrhein-Westfalen ausbezahlt werden. 
 
Überbrückungshilfen: Im Rahmen der an die Soforthilfe anschließenden Überbrückungshilfe I haben 
Bund und Land rund 34.200 Antragstellerinnen und Antragstellern weitere 364 Millionen Euro gewährt 
und aus der Überbrückungshilfe II nochmals 702 Millionen Euro auf 57.700 genehmigte Anträgen hin aus-
gezahlt. Derzeit werden noch Bewilligungen in der Überbrückungshilfe III ausgesprochen: Bislang sind 
hier ca. 32.300 Anträge bewilligt und rund 1,5 Milliarden Euro an die Betroffenen geflossen. Anstelle der 
Überbrückungshilfe III können Solo-Selbstständige und Kapitalgesellschaften wahlweise auch die Neu-
starthilfe beantragen. Auf etwa 29.900 bewilligte Anträge hin wurden hier bisher 187 Millionen Euro aus-
gezahlt.  
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Novemberhilfe/Dezemberhilfe: In der Novemberhilfe kommen darüber hinaus bereits über eine Milliar-
de Euro Auszahlungen auf 63.800 bewilligte Anträge. Insgesamt haben die Bezirksregierungen bisher 94 
Prozent aller Anträge abschließend bewilligt. Bei der Dezemberhilfe wurden rund 59.000 Anträge mit ei-
nem Volumen von rund 1,1 Milliarden Euro bereits genehmigt. Die Bezirksregierungen haben damit 87 
Prozent aller Anträge abschließend bewilligt. Anträge auf November- und Dezemberhilfe konnten noch 
bis zum 30. April 2021 gestellt werden.  
 
Bürgschaften: Seit Beginn der Corona-Pandemie verzeichnen die Bürgschaftsbank Nordrhein-Westfalen 
sowie das Landesbürgschaftsprogramm eine stark erhöhte Nachfrage nach ihren Angeboten. Die Bürg-
schaftsbank hat seither über 600 Anträge zur Absicherung eines Kreditvolumens von 257 Millionen Euro 
bewilligt und damit ein Bürgschaftsobligo von rund 192 Millionen Euro übernommen. Aus dem Landes-
bürgschaftsprogramm konnten 60 Landesbürgschaften mit einem Kreditvolumen von 731 Millionen Euro, 
davon 588 Millionen Euro Bürgschaftsobligo, bewilligt werden. Darüber hinaus hat sich Nordrhein-
Westfalen an sechs Bund-Länder-Bürgschaften mit einem Volumen von über 813 Millionen Euro beteiligt. 
 
NRW.BANK-Programme: Um Förderlücken zu schließen, hat die NRW.BANK 2020 u.a. die Programme 
NRW.Start-up akut und NRW.BANK.Infrastruktur Corona neu eingeführt. Bei Start-up akut handelt es sich 
um ein Wandeldarlehen der NRW.BANK, das sich an durch die Corona-Pandemie stark beeinträchtigte 
Jungunternehmen in der Seed- oder Start-up-Phase richtet. Bis zum 31. März 2021 haben 124 Start-ups 
auf das Förderprogramm zugegriffen und Finanzierungen im Volumen von mehr als 23 Millionen Euro er-
halten. NRW.BANK.Infrastruktur Corona ist ein Förderprogramm für Betriebsmitteldarlehen mit 80-
prozentiger Haftungsfreistellung zur Überbrückung von Liquiditätsengpässen. Antragsberechtigt sind ne-
ben gewerblichen auch öffentliche und gemeinnützige Unternehmen. Bis Ende März 2021 ist es in 14 Fäl-
len mit einem Gesamtvolumen von 363 Millionen Euro in Anspruch genommen worden. 
 
Bilanz der steuerlichen Entlastungen 
Die Landesregierung unterstützt nordrhein-westfälische Firmen, die unter der Krise leiden, seit mehr als 
einem Jahr effektiv mit steuerlichen Maßnahmen. Für das Jahr 2020 summieren sich die Herabsetzungen 
der Steuervorauszahlungen bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer auf rund 6,1 Milliarden Euro. Im 
Jahr 2021 kamen in der ersten Jahreshälfte etwa 7,5 Milliarden Euro hinzu. Die Finanzämter im Land ge-
währten darüber hinaus bis dato Stundungen im Volumen von über 7,3 Milliarden Euro.  
Eine bundesweite Vorreiterrolle übernahm Nordrhein-Westfalen mit seinem Vorstoß zur Möglichkeit der 
Erstattung der Sondervorauszahlungen bei der Umsatzsteuer. Hier sicherten Erstattungen von rund 1,7 
Milliarden Euro die Liquidität von fast 75.000 Unternehmen.  
Den Erfolg bei den steuerlichen Maßnahmen führt Minister Lienenkämper jedoch nicht nur auf die Band-
breite der verschiedenen Erleichterungen und den damit verbundenen großen Adressatenkreis zurück. 
„Besonders wichtig war es uns, die entsprechenden Antragsformulare bewusst übersichtlich und bürger-
freundlich zu gestalten. Zum schnellen Abruf haben wir kurze, einfach verständliche Formulare auf unse-
rer Homepage eingestellt, die teilweise nur eine Seite umfassen“, erläutert Lienenkämper. Dadurch kön-
nen die Antragsteller online die zwingend erforderlichen Angaben machen und die finanziellen Hilfen auf 
den Weg bringen. Gleichzeitig sorgt die Finanzverwaltung durch flexible Organisation und hohe Priorität 
der Anträge in den Finanzämtern für eine unbürokratische und schnelle Bearbeitung.  
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Im Einzelnen kommen die nordrhein-westfälischen Finanzbehörden von der Corona-Pandemie betroffe-
nen Unternehmen mit diesen steuerlichen Erleichterungen entgegen:  
 

- Zinslose Steuerstundungen 
- Herabsetzung von Vorauszahlungen 
- Vereinfachtes Verfahren für vorgezogenen Verlustabzug 
- Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen 

 

Ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern in den Impfzentren von Nordrhein-Westfalen kommen ebenfalls 
steuerliche Entlastungen zugute. Die Finanzministerien von Bund und Ländern haben sich darauf geeinigt, 
dass Menschen, die nebenberuflich beim Impfen der Bevölkerung unterstützen, von der sogenannten 
Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale profitieren. „Das ist ein wichtiges Zeichen und ein Ausdruck des 
Respekts für all diejenigen, die sich ehrenamtlich für unsere Gesellschaft und den Schutz der Gesundheit 
einsetzen“, sagt Minister Lienenkämper. 
Nordrhein-Westfalen hatte im vergangenen Jahr federführend daran mitgewirkt, dass speziell für das Eh-
renamt signifikante steuerliche Verbesserungen im neuen Jahressteuergesetz festgeschrieben werden 
konnten.  
 
Kabinettbeschluss zur Abrechnung der NRW-Soforthilfe 
In Nordrhein-Westfalen haben alle rund 430.000 Empfängerinnen und Empfänger der NRW-Soforthilfe 
2020 seit Dezember vergangenen Jahres die Möglichkeit, ihre im Förderzeitraum pauschal bewilligte So-
forthilfe freiwillig vorzeitig abzurechnen und gegebenenfalls zu viel erhaltene Mittel zurückzuzahlen. Da-
mals wurden sie darüber informiert, dass die Landesregierung im Frühjahr 2021 nochmals auf diejenigen 
zukommt, die bis dahin noch nicht abgerechnet haben. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung des Infektionsgeschehens hat die Landesregierung nun 
beschlossen, dass die ausstehenden rund 380.000 Aufforderungen zur Rückmeldung über den tatsächli-
chen Liquiditätsengpass Mitte Juni 2021 erfolgen werden. Die Unternehmen erhalten bis zum 31. Oktober 
2021 Zeit für ihre Rückmeldungen. Wichtig: Die Frist zur Rückzahlung der möglicherweise zu viel erhalte-
nen Mittel wird bis Ende Oktober 2022 verlängert. 
 
Bund und Land starten die Härtefallhilfe NRW  
Für Unternehmen und Selbstständige, die auf Grund einer besonderen und individuellen Härte bestehen-
de Corona-Hilfsprogramme nicht in Anspruch nehmen können, stellen Bund und Land insgesamt bis zu 
316 Millionen Euro zur Verfügung. Anträge können ausschließlich über prüfende Dritte, beispielsweise 
Steuerberater oder vereidigte Buchprüfer, beginnend im Laufe dieser Woche über das gemeinsame An-
tragsportal der Länder unter www.haertefallhilfen.de gestellt werden. Die Förderhöhe beläuft sich auf 
maximal 100.000 Euro und orientiert sich an den förderfähigen Fixkosten. Antragsberechtigt sind Unter-
nehmen und Selbstständige, die von bestehenden Hilfsprogrammen, insbesondere der Überbrückungshil-
fe III, ausgeschlossen sind. Gleichzeitig muss das Unternehmen in seiner wirtschaftlichen Existenz abseh-
bar bedroht sein. Über die Förderhöhe und die Antragsberechtigung entscheidet nach pflichtgemäßem 
Ermessen im Einzelfall eine im Wirtschaftsministerium eingerichtete Härtefallkommission, an der auch die 
Staatskanzlei sowie das Finanz- und das Arbeitsministerium beteiligt sind. Weitere Informationen finden 
Sie auf dem gemeinsamen Antragsportal der Länder www.haertefallhilfen.de.  

http://www.haertefallhilfen.de
http://www.haertefallhilfen.de

